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- Drucksache 7/1 173- 

betr. Patent- und Lizenzpoiitik 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 12. Dezember 1973 die Kleine 
Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Justiz, dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesminister für Wirtschaft wie folgt beant- 
wortet: 


1. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über eine Patent- und Lizenzpolitik? 

Mit ihrer Patent- und Lizenzpolitik verfolgt die Bun- 
regierung die folgenden Ziele, die zugleich im grö- 
ßeren Zusammenhang ihrer Wirtschafts- und Tech- 
nologiepolitik zu sehen sind: 

— die erfinderische Tätigkeit anzuregen; 

- die Leistungen der am Zustandekommen einer 
Erfindung unmittelbar und mittelbar Beteiligten 
angemessen abzugelten; 

— die Erfindungen einer möglichst raschen und 
breiten Nutzung zuzuführen; 

— soweit erforderlich eine ausschließliche Nutzung 
zuzulassen, um die Unternehmen auch zu kost- 
spieligen Innovationen zu ermutigen; 

— die internationale wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit vor allem in technologisch fortschrittlichen 
Bereichen zu fördern; 

— die Verfahren - auch international und insbe- 
sondere im europäischen Rahmen - zu verein- 
fachen und zu beschleunigen. 

Mittel zur Verwirklichung dieser Ziele sind das 
bestehende Patentsystem, das Arbeitnehmererfin- 
dungsrecht, steuerrechtliche Vergünstigungen und 
die einschlägigen Richtlinien und Zuwendungsbe- 
dingungen der Bundesministerien, die Forschung 


und Entwicklung fördern. Dem Schutz und der Un- 
terstützung wirtschaftlich schwächerer freier Erfin- 
der dient die Patentstelle für die Deutsche For- 
schung in München, die der Bund zusammen mit 
den Ländern fördert. 

Diese Instrumente werden weiterentwickelt, wie die 
nachstehenden Maßnahmen zeigen: 

— Als Ergänzung zum Finanzstatut der Großfor- 
schungseinrichtungen wurde eine Regelung für 
die Verwertung von Schutzrechten getroffen. 

— Gegenwärtig werden die Zuwendungsbedingun- 
gen des BMFT, besonders im Hinblick auf die 
Schutzrechtsbestimmungen, überarbeitet. 

— Die Bundesregierung wird den Schutzrechten, an 
denen sie aufgrund ihrer Förderung ein eigenes 
Benutzungsrecht hat, besondere Aufmerksamkeit 
widmen. 

— Zur Verminderung internationaler Wettbewerbs- 
verzerrungen durch unterschiedliche nationale 
Patentsysteme und zur Vereinfachung des 
Patentrechtsschutzes wird sich die Bundesrepu- 
blik an verschiedenen internationalen Abkom- 
men auf dem Gebiet des Patentrechts beteiligen, 
wie in der Antwort zu Frage 5 näher ausgeführt 
wird. 


2. Wie entwickelten sich die Patente und Lizenzen 
in den letzten fünf Jahren, und wie ist die 
Stellung der Bundesrepublik im internationalen 
Vergleich? 

Die Anzahl der beim Deutschen Patentamt einge- 
reichten Patentanmeldungen liegt - abgesehen von 
kleinen Schwankungen ~ in den letzten fünf Jahren 
gleichbleibend bei jährlich rund 67 000. Der Anteil 
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der Auslandsanmeldungen ist geringfügig ange- 
stiegen; er beträgt rund 50 v. H. Die Vergabe und 
der Erwerb von Lizenzen werden in der amtlichen 
Statistik für die Bundesrepublik nicht erfaßt. Stati- 
stische Erhebungen der Deutschen Bundesbank über 
Einnahmen und Ausgaben für Patente, Erfindungen 
und Verfahren im Verkehr mit dem Ausland zeigen, 
daß Einnahmen und Ausgaben steigen, wobei die 
Bilanz nach wie vor für die Bundesrepublik negativ 
ist. 


4. Was geschieht, um die Patente, über die der 
Bund verfügen kann, auszuwerten? 

Der besseren Auswertung von Schutzrechten, auf 
die der Bund einen Zugriff hat, dienen im wesent- 
lichen folgende Maßnahmen: 

— In allen größeren Forschungseinrichtungen sind 
Auswertstellen für Sdiutzrechte geschaffen 
worden. 


Einnahmen und Ausgaben für Patente, Erfindungen, 
Verfahren und Urheberrechte im Verkehr mit dem Ausland 
— in Mio DM — 


Einnahmen ’ Ausgaben Saldo 


Zeit 

insgesamt 

darunter Patente, 
Lizenzen, 
Verfahren 

insgesamt 

darunter Patente, 
Lizenzen, 
Verfahren 

insgesamt 

darunter Patente, 
Lizenzen, 
Verfahren 

1968 

420 

394 

999 

874 

— 579 

— 480 

1969 

406 

386 

1 129 

1 003 

— 723 

— 617 

1970 

466 

434 

1 261 

1 116 

— 795 

682 

1971 

546 

518 

1 483 

1 312 

— 937 

— 794 

1972 

• 

641 

• 

1 308 

• 

~ 667 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

(für 1960 bis 1971), 

veröffentlicht 

in: Monatsberichte 

der Deutschen 

Bundesbank, Mai 


1972, S. 23; 1972 geschätzt 


Diese Daten lassen jedoch nur sehr bedingt Schlüsse 
auf den tatsächlichen Umfang des Austausches tech- 
nologischen Wissens zu. Das hat verschiedene 
Gründe. So dürften für die Höhe der Lizenzzahlun- 
gen von Tochtergesellschaften an ihre Konzern- 
mütter neben dem Marktwert häufig noch andere 
Faktoren maßgebend sein. Weitere Verzerrungen 
treten durch die Übertragungen von Patenten an 
Verwertungsgesellschaften mit Sitz in einem ande- 
ren Land auf. Schließlich findet die zunehmende Be- 
deutung von Lizenz- und know-how-Austauschver- 
trägen in diesen Zahlen keinen Niederschlag. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, ähnlich wie die 
amerikanische Regierung Richtlinien für die 
Patent- und Lizenzpolitik zu erlassen? 


Die US-Regierung hat in ihrem „Memorandum and 
Statement of Government Patent Policy; 1971" 
Richtlinien für die Sicherstellung und Nutzungszu- 
führung von Erfindungen aus den von ihr geförder- 
ten Forschungsprogrammen erlassen, die den ein- 
zelnen Regierungsbehörden genügend Spielraum 
zur Anpassung an besondere Erfordernisse geben. 

Die entsprechenden Vorstellungen der Bundesregie- 
rung finden ihren Niederschlag in Richtlinien der 
Forschung und Entwicklung fördernden Ressorts, die 
ebenfalls die Sicherstellung und Nutzungszuführung 
von Forschungsergebnissen zum Inhalt haben. 


— In Abstimmung mit anderen Großforschungsein- 
richtungen gibt die Gesellschaft für Kernfor- 
schung mbH Karlsruhe die Informationsschrift 
„FORPAT" heraus, in denen solche Patente der 
Forschungseinrichtungen beschrieben werden, für 
die eine Lizenzvergabe möglich ist. 

— Die Max-Planck-Gesellschaft unterhält für die 
Mehrzahl ihrer Institute die Garching Instru- 
mente GmbH als Auswertstelle. 

— Die Patentstelle für die Deutsche Forschung ver- 
wertet auch die Schutzrechte der Fraunhofer- 
Gesellschaft (FhG). 

— öffentlich geförderte Technologie- Vorhaben der 
Industrie werden in erster Linie von ihr selbst 
genutzt. Die Nutzung soll dadurch verbreitert 
werden, daß die erlangten Patente durch die FhG 
für Lizenzverhandlungen der Schutzrechtsinhaber 
mit Dritten aufbereitet werden. 

Für die Verwertung von Schutzrechten, die von den 
Bundesanstalten angemeldet worden sind, haben 
die Ressorts Regelungen entsprechend den jeweili- 
gen Erfordernissen getroffen. 


5. Was geschieht, insbesondere, um 

— das Anmelde- und Erteilungsverfahren für 
gewerbliche Schutzrechte zu beschleunigen, 

— die Patent-Neuheitsrecherchen auf patent- 
orientierte Marktanalysen zu erweitern, 

— die Anmeldeverfahren im internationalen 
Bereich für den gewerblichen Rechtsschutz 
zu vereinheitlichen, 
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— die Durchsetzbarkeit des gewerblichen 
Rechtsschutzes zu verbessern? 

Beschleunigung der Anmelde- und Erteilungs- 
verfahren für gewerbliche Schutzrechte 

Das Verfahren vor dem Deutschen Patentamt ist 
in den vergangenen Jahren wesentlich beschleu- 
nigt v^orden. Das am 1. Oktober 1968 in Kraft 
getretene Gesetz zur Änderung des Patentgeset- 
zes, des Warenzeichengesetzes und weiterer Ge- 
setze vom 4. September 1967 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 953), kurz als „Vorabgesetz" bezeich- 
net, hat die Erwartung des Gesetzgebers bisher 
voll erfüllt, der seinerzeit zunehmenden Ver- 
schlechterung der Effizienz des Deutschen Patent- 
amts entgegenzuwirken und den Stau von uner- 
ledigten Patentanmeldungen abzubauen. 

Der im Patenterteilungsverfahren ursprünglich 
vorhandene Stau von über 250 000 zu prüfen- 
den Anmeldungen ist abgebaut. Die durchschnitt- 
liche Dauer des Prüfungsverfahrens einschließ- 
lich des Einspruchsverfahrens ist von über vier 
Jahren auf zweieinhalb Jahre zurückgegangen. 
Es ist erkennbar, daß der erreichte Wert nahe an 
dem theoretisch überhaupt Erreichbaren liegt. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß ein Teil die- 
ser Zeit dadurch in Anspruch genommen wird, 
daß dem Anmelder im Laufe des Verfahrens zur 
Äußerung mehrmals Fristen von mehreren 
Monaten zu gewähren sind. Eine weitere Ver- 
kürzung ist praktisch nur noch in Einzelfällen zu 
erreichen. Im Deutschen Patentamt wird aller- 
dings überprüft, ob sich Vereinfachungen im 
Patenterteilungsverfahren dadurch erreichen las- 
sen, daß Gebühren, deren Eintreibung mit ver- 
fahrenshemmenden Fristen verbunden ist, bei 
einer künftigen Änderung des Patentgesetzes 
abgeschafft oder mit anderen Gebühren zusam- 
mengelegt werden können. 

Erweiterung der Patent-Neuheitsrecherchen auf 
patentorientierte Marktanalysen 
Im Deutschen Patentamt werden zur Zeit Vor- 
arbeiten für eine Untersuchung durchgeführt, ob 
und auf welche Weise das Deutsche Patentamt 
seine umfassende Sammlung technischer Doku- 
mente vollständig der interessierten Öffentlich- 
keit zur Verfügung stellen kann. Diese Vorar- 
beiten sind noch nicht abgeschlossen. Sie werden 
voraussichtlich noch geraume Zeit in Anspruch 
nehmen. 

Eine Erweiterung der Neuheitsrecherchen des 
Deutschen Patentamts auf Marktanalysen kommt 
allerdings nicht in Betracht, da einer Durchfüh- 
rung von Marktanalysen weniger die im Patent- 
wesen vorhandenen technischen Informations- 
mittel als vielmehr Wirtschaftsdaten zugrunde 
zu legen wären. Es stellt sich lediglich die Frage, 
ob die Recherchentätigkeit des Deutschen Patent- 
amts auf patentorientierte Trendanalysen er- 
streckt werden kann. Insoweit steht das Deut- 
sche Patentamt mit dem Institut für Systemtech- 
nik und Innovationsforschung (ISI) der Fraun- 
hofer-Gesellschaft wegen einer Untersuchung in 
Verbindung, ob sich das im Deutschen Patentamt 


vorhandene Wissen zur Abschätzung des künf- 
tigen technologischen Wandels eignet. Das Insti- 
tut hat Vorschläge für die Durchführung einer 
Pilotanalyse vorgelegt, die erkennen läßt, wie 
weit hier Vorhersagen über die Entwicklung zu- 
kunftsrelevanter Technologien möglich sind. 

— Vereinheitlichung der Anmeldeverfahren im 
internationalen Bereich für den gewerblichen 
Rechtsschutz 

Der Schutz von Erfindungen im internationalen 
Bereich soll durch drei Abkommen erleichtert 
werden: Das im Rahmen des Europarats ausge- 
arbeitete Übereinkommen zur Vereinheitlichung 
gewisser Begriffe des materiellen Rechts der Er- 
findungspatente vom 27. November 1963, der 
Vertrag über die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens vom 19. Juni 
1970 und das Übereinkommen über die Erteilung 
europäischer Patente vom 5. Oktober 1973. Diese 
drei Übereinkommen sollen zusammen mit 
einem weiteren Übereinkommen - dem Überein- 
kommen über das europäische Patent für den 
Gemeinsamen Markt, das im Mai 1974 in Luxem- 
burg unterzeichnet werden soll - den gesetz- 
gebenden Körperschaften zur Zustimmung vor- 
gelegt werden. Jedenfalls das Übereinkommen 
über die Erteilung europäischer Patente und das 
Übereinkommen über das europäische Patent 
für den Gemeinsamen Markt sollen nach dem 
Zeitplan der beteiligten europäischen Regierun- 
gen 1976 in Kraft treten. 

— Verbesserung der Durchsetzbarkeit des gewerb- 
lichen Rechtschutzes 

Die Durchsetzbarkeit der gewerblichen Schutz- 
rechte wird durch die aufgezeigte internationale 
Entwicklung wesentlich gefördert werden: 

1. Innerhalb des Gemeinsamen Marktes wird 
die Durchsetzbarkeit dadurch erleichtert, daß, 
wenn der Patentanmelder den europäischen 
Weg wählt, ein europäisches Patent erteilt 
wird, das im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften die 
gleiche Wirkung hat. Für Klagen wegen Ver- 
letzung des Gemeinschaftspatents sind aller- 
dings die nationalen Gerichte zuständig. Im 
einzelnen bestimmt sich die Zuständigkeit 
nach dem von den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften geschlossenen 
Übereinkommen über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen. Darüber hinaus soll im Übereinkom- 
men über das europäische Patent für den 
Gemeinsamen Markt ein Gerichtsstand inner- 
halb der Vertragsstaaten für den Fall ge- 
schaffen werden, daß der Beklagte weder 
Wohnsitz noch Sitz in einem Vertragsstaat 
hat. Im übrigen ist vorgesehen, daß der Ge- 
richtshof der Europäischen Gemeinschaften 
im Wege der Vorabentscheidung in Verfah- 
ren, die vor den nationalen Gerichten der 
Vertragsstaaten anhängig sind und Gemein- 
schaftspatente betreffen, über die Auslegung 
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des Übereinkommens und über die Gültigkeit 
und die Auslegung von europäischen Durch- 
führungsvorschriften zu diesem Übereinkom- 
men entscheiden soll. Nationale Gerichte der 
Vertragsstaaten, die in letzter Instanz über 
eine solche Frage zu befinden haben, werden 
zur Anrufung des Gerichtshofs der Europäi- 
schen Gemeinschaften verpflichtet, wenn eine 
Entscheidung über diese Frage zum Erlaß 
eines ürteils für erforderlich gehalten wird. 
Andere nationale Gerichte werden eine solche 
Frage dem Gerichtshof der Europäischen Ge- 
meinschaft zur Entscheidung vorlegen 
können. 

2. Für den Bereich der Vertragsstaaten des 
Übereinkommens über die Erteilung euro- 
päischer Patente, die nicht Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften und damit 
auch nicht des Übereinkommens über das 
europäische Patent für den gemeinsamen 
Markt sind, wird die Durchsetzbarkeit des 
Rechts des Inhabers eines europäischen 
Patents dadurch verbessert, daß dieses Patent 
in allen Staaten, für die es erteilt worden ist, 
den gleichen Wortlaut hat und daß im übri- 
gen der Schutzumfang aus dem Patent in dem 
Übereinkommen einheitlich festgelegt wird. 

3. Der Vertrag über die internationale Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens 
hat keinen unmittelbaren Einfluß auf die 
Durchsetzbarkeit gewerblicher Schutzrechte, 
da sich seine Bestimmungen nur auf den er- 
sten Abschnitt des Patenterteilungsverfah- 
rens beziehen. Jedoch wird dieser Vertrag 
die Erteilung von Patenten im Ausland er- 
leichtern und zur Harmonisierung der grund- 
legenden patentrechtlichen Begriffe bei- 
tragen. 

4. Das Straßburger Übereinkommen über die 
Vereinheitlichung gewisser Begriffe des 
materiellen Rechts der Erfindungspatente hat 
ebenfalls keinen unmittelbaren Einfluß auf 
die Durchsetzbarkeit gewerblicher Schutz- 
rechte, da es die materiellrechtlichen Grund- 
lagen für die Erteilung von Patenten und ge- 
gebenenfalls für deren Nichtigerklärung har- 
monisiert. Hierdurch erleichtert es jedoch die 
Erlangung von Schutzrechten in den Mit- 
gliedstaaten und hilft dem Erfinder mittelbar 
bei der Durchsetzung seiner Belange im euro- 
päischen Bereich. 


6. Welche steuerlichen Maßnahmen zur Stimulie- 
rung von Patenten und Lizenzen sind im gelten- 
den Steuerrecht vorgesehen, und gedenkt die 
Bundesregierung, hier Änderungen herbeizu- 
führen? 

I. Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Einkommensteuer 

1. Aufwendungen eines Unternehmens für For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten sind sofort 


als Betriebsausgaben abzugsfähig, und zwar auch 
dann, wenn die Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten zu einem Patent geführt haben. Auf- 
wendungen für ein Patent sind nur dann zu akti- 
vieren, wenn das Patent von einem Dritten ent- 
geltlich erworben wird. - Die gleiche Regelung 
ist auch in dem Entwurf eines neuen Einkom- 
mensteuergesetzes (1975) vorgesehen. 

2. Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlage- 
vermögens, die mindestens drei Jahre nach ihrer 
Anschaffung oder Herstellung im Betrieb des 
Steuerpflichtigen der Forschung oder Entwick- 
lung dienen, können nach § 82 d EStDV in den 
ersten fünf Wirtschaftsjahren neben den Normal- 
abschreibungen Sonderabschreibungen vorge- 
nommen werden, und zwar bei beweglichen 
Wirtschaftsgütern bis zu 50 v. H. und bei unbe- 
weglichen Wirtschaftsgütern bis zu 30 v. H. der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Die Be- 
günstigung gilt für Wirtschaftsgüter, die bis zum 
31. Dezember 1974 angeschafft oder hergestellt 
werden. 

3. Für natürliche Personen, die als Erfinder tätig 
sind und die im Inland einen Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, können 
nach den folgenden Vorschriften bei der Einkom- 
mensteuer (Lohnsteuer) Vergünstigungen in Be- 
tracht kommen: 

a) Verordnung über die einkommensteuerrecht- 
liche Behandlung der freien Erfinder vom 
30. Mai 1951 

Danach können freie Erfinder, deren Tätig- 
keit auf die Erzielung einer patentfähigen 
Erfindung gerichtet ist, 

— Aufwendungen, die durch die Erfinder- 
tätigkeit veranlaßt sind, sofort in vollem 
Umfang als Betriebsausgaben absetzen 
(volle Bewertungsfreiheit für bewegliche 
und unbewegliche Wirtschaftsgüter, die 
unmittelbar und ausschließlich der Erfin- 
dertätigkeit dienen), 

— Verluste aus der Erfindertätigkeit in er- 
leichterter Form abziehen und 
— bei einer nicht im eigenen gewerblichen 
Betrieb verwerteten Erfindung (Lizenzver- 
gabe) eine Ermäßigung der auf die Ein- 
künfte aus der freien Erfindertätigkeit 
entfallenden Einkommensteuer für die 
Versuchszeit und den Veranlagungszeit- 
raum des Verwertungsbeginns sowie die 
folgenden acht Veranlagungszeiträume 
erhalten. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme die- 
ser steuerlichen Vergünstigungen ist u. a., 
daß der Versuch oder die Erfindung als volks- 
wirtschaftlich wertvoll anerkannt worden ist. 

b) Verordnung über die steuerliche Behandlung 
der Vergütungen für Arbeitnehmer-Erfindun- 
gen vom 6. Juni 1951 

Nach dieser Verordnung wird eine Steuer- 
vergünstigung für Vergütungen gewährt, die 
ein Arbeitgeber aufgrund gesetzlicher Vor- 
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schritten seinem Arbeitnehmer für eine 
schutzfähige Erfindung zahlt, die aus der 
Arbeit des Arbeitnehmers im Betrieb ent- 
standen ist. 

c) Verordnung über die steuerliche Behandlung 
von Prämien für Verbesserungsvorschläge 
vom 18. Februar 1957 

Danach sind unter bestimmten Voraussetzun- 
gen Prämien, die ein Arbeitgeber einem 
Arbeitnehmer für Verbesserungsvorschläge 
zahlt, steuerlich begünstigt. 

Die unter den Buchstaben a bis c aufgeführten 
Verordnungen haben durch Artikel 3 § 1 des 
Steueränderungsgesetzes 1968 Gesetzeskraft er- 
halten. Ihre Geltungsdauer soll nach dem Ent- 
wurf eines Zweiten Steueränderungsgesetzes 
1973 bis zum 31. Dezember 1974 verlängert 
werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
auch künftig notwendig und gerechtfertigt ist, 
steuerliche Anreize zur Entfaltung erfinderischer 
Tätigkeit zu schaffen. Sie hat in dem Entwurf 
eines Einkommensteuergesetzes 1975 die ein- 
kommensteuerlichen Förderungsmaßnahmen für 
Erfinder zusammengefaßt. Außerdem sind die 
Vergünstigungsvorschriften für freie Erfinder 
und Arbeitnehmer-Erfinder der Entwicklung an- 
gepaßt und - soweit rechtlich und tatsächlich 
möglich - einander angeglichen worden. 

4. Die Vergabe von Lizenzen ins Ausland wird in 
folgender Weise gefördert: 

Die Doppelbesteuerungsabkommen, die die Bun- 
desregierung mit vielen anderen Staaten abge- 
schlossen hat, sehen vor, daß die Lizenzgebüh- 
ren im Staate des Lizenznehmers überhaupt nicht 
oder nur in begrenztem Umfange zur Einkom- 
mensteuer herangezogen werden dürfen. 

Bei der deutschen Besteuerung werden die von 
den Lizenzgebühren erhobenen ausländischen 
Steuern auf die deutschen Steuern angerechnet. 
Dies geschieht sowohl nach innerstaatlichem 
Recht (§ 34 c EStG und § 19 a KStG) als auch 
nach den Doppelbesteuerungsabkommen. 

ln den neueren Doppelbesteuerungsabkominen 
mit Entwicklungsländern ist darüber hinaus die 


Anrechnung nicht gezahlter Quellensteuern auf 
die deutsche Einkommen- bzw. Körperschaft- 
steuer vorgesehen, sofern das Entwicklungsland 
seine Quellensteuern aufgrund besonderer Inve- 
stitionsförderungsmaßnahmen vorübergehend 
senkt. Diese sog. fiktive Steueranrechnung min- 
dert die Steuerzahllast. 

II. Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Vermögensteuer 

; Erfindungen (unabhängig von ihrem patentrecht- 
1 liehen Schutz) sowie technische Verbesserungsvor- 
i Schläge und technische Erfahrungen sind weitgehend 
I von der Vermögensteuer befreit. Nach den maß- 
: gebenden Vorschriften (§ 101 Nr. 2 BewG für das 
' Betriebsvermögen, § 110 Abs. 1 Nr. 5 BewG für das 
sonstige Vermögen) gilt folgendes: 

1. Steuerfreiheit beim Erfinder und seinen Erben 

Beim unbeschränkt steuerpflichtigen Erfinder 
sind - auch als Bestandteil seines Betriebsver- 
mögens - von der Vermögensteuer befreit 

a) eigene Erfindungen, 

b) Ansprüche auf Vergütungen für eigene 
Diensterfindungen. 

Die Befreiung gilt auch für den unbeschränkt 
steuerpflichtigen Ehegatten und die unbeschränkt 
steuerpflichtigen Kinder, wenn sie die Erfindung 
erben. 

2. Behandlung von Diensterfindungen beim Arbeit- 
geber 

Diensterfindungen im Sinne des § 4 Abs. 2 des 
Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen bleiben 
beim Arbeitgeber so lange steuerfrei, als sie in 
dessen eigenem Betrieb verwertet werden. Sie 
sind jedoch beim Arbeitgeber in dem Umfang 
steuerpflichtig, in dem sie in Lizenz vergeben 
sind oder in sonstiger Weise einem Dritten 
gegen Entgelt zur Ausnutzung überlassen 
werden. 

Die vorstehend aufgeführten Vergünstigungstatbe- 
stände werden durch das Zweite Steuerreformgesetz 
nicht angetastet; sie werden andererseits auch für 
die künftige Entwicklung im Grundsatz als aus- 
reichend angesehen. 
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